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Auf Grund Beschl"usses des Ministerrats vom 
4. Dezember 1951 übermittle ich den obenbezeichne­
ten Gesetzentwurf der Staatsregierung mit der Bitte 
um weitere verfassungs1häfüge Behandlung. 

Der Entwurf wurde mit der Bitte um Kenntnis­
nahme und etwaige gutachtliche Äußerung gleich­
zeitig dem Bayerischen Senat zugeleitet. 

(gez.) Dr. Ehard, 

Bayerischer Ministerpräsident 

* 

Gesetz 
iiber die Befriedung des Landtagsgebäudes 

Art. 1 

(1) Innerhalb des befriedeten Bannkreises des 
Landtagsgebäudes dürfen Versammlungen unter 
freiem Himmel und Umzüge nicht stattfinden. Das 
in Art. l13 der Verfassung des Freistaates Bayern 
und in Art. 8 des Grundgesetzes für die Bundes­
republik Deutschland gewährleistete Grundrecht 
der · Versammlungsfreiheit ·wird insoweit einge­
schränkt. 

(2) Ausnahmen können vom Staatsministerium 
(les Innern im Einvernehmen mit dem Präsidenten 
des La11dtages zugelassen werden. 

Art. 2 

Den befriedeten Bannkreis des Landtagsg·ebäu­
tles bestimmt das Staatsministerium des Innern im 
Einvernehmen mit dem Präsidenten des Landtages. 
Der Halbmesser des Bannkreises um das Landtags­
gebäude darf 1 km niclit überschreiten. 

Art. 3 

Dieses Gesetz tritt am . . in Kraft. 

<) 
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Begriindung 

A. AIJgemeines 

J. Geschichtliche Entwicklung· 

Die Befriedung des Deutschen Reichstages und der 
Landtage der deutschen Länder war durch das Gesetz 
vom 8. Mai. 1920 (RGBL S. 909) gesichert. Zur Festsetzung 
des 'befriedeten Bannkreises des Bayer. Landtages war 
auf Grund des § 2 dieses Gesetzes die Bekanntmachung 
des Staatsministeriums des Innern vom 13. Juli 1920 
(GVBl. S. 364) ergangen. 

Das Gesetz vom 8. Mai 1920 wmde durch das Gesetz 
vom 23. März 1934 (RGBL I S. 212) aufgehoben. ,Damit 
war auch die Bekanntmachung vom 13. Juli 1920 g·egen­
standslos geworden. Seit Inkrafttreten des Gesetzes vom 
23. März 1934 g·ab es keinen befriedeten Bannkreis der 
Gebäude der Gesetzgebungsorgane mehr. 

Das Präsidium des Bayer. Landtages befaflte sich be­
reits im Herbst i948 mit der Frage der Wiedereinführung 
einer Bannmeile um das Landtag·sgebäucle. Trotz gewis­
ser verfassungsrechtliche1· Bedenken wurde auf Ersuchen 
des damaligen Landtagspräsidenten im Staatsministerium. 
des Innern ein Referentenentwurf gefertigt. In der Sit­
zung· des Präsidiums des Bayer. Lancltag·es vom 26. No­
vember 1948 wurde die Frage einer Bannmeile um das 
Landtagsg·ebäude eingehend erörtert. Das .Landtagspräsi­
dium erklärte jedoch, nicht zuletzt auch im Hinblick auf 
die verfassung·srechtlichen Bedenken, auf eine Befriedung 
des Bannkreises des Landtagsgebäudes zunächst zu ver­
zichten. 

II. Zu· s t ä n d ,i g k e i t f i.i r den Erla R des 
Gesetzes 

Die Zuständigkeit des Landesgesetzgebers für den 
ErlaR des vorliegenden Gesetzes ist gegeben. Das Gesetz 
dient in erster Linie der Aufrechterhaltung der öffent- · 
liehen Sicherheit und Ordnung innerhalb eines bestimm­
ten, örtlich begrenzten Bereiches. Nach Art. 70 in Ver­
bindung mit Art. 30 GG. ist der Landesgesetzgeber auf 
diesem Gebiet, das weder zur ausschlielllichen (Art. 73 
GG.) noch zur konkurrierenden (Art. 74 GG.) Zuständig­
keit des Bundesgesetzgebers gehört, ausschlieRlich zu­
·ständig. 

SO'weit durch das vorliegende Gesetz Angelegenhei­
ten des Versammlungsrechtes, das nach Art. 74 Ziff. 3 GG. 
zur konkurrierenden Gesetzgebung gehört, berührt wer­
den, kann eine Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers 
nicht angenommen werden, weil die Voraussetzungen des. 
Art. 72 Abs. 2 GG. nicht vorliegen. Auch unter diesem 
Gesichtspunkt ist ·ausschlieRlich der Landesgesetzgebet· 
zuständig; denn es P,andelt sich um eine Angelegenheit,. 
die nur innerhalb des Landes und auch hier wieder nur 
in einem verhältnismäßig engen räumlichen Bereich von 
Bedeutung ist. 

III. Verfassungsrechtliche Zulässigkeit 
des Gesetzes 

Das Gesetz verbietet in Art. 1 Abs. 1 die Veranstal­
tung von Versammlungen unter freiem Himmel und Um­
züg·en innerhalb des befriedeten Bannkreises des Land­
tagsgebäudes. Es greift somit in das in' Art. 113 der Ver­
fassung des Freistaates Bayern und Art. 8 GG. gewähr­
leistete Grundrecht der Versammlungsfreiheit ein. Nacl1 
Art. 8 Abs. 2 GG. kann das in Abs. 1 gewährleistete 
Grundrecht der Versammlungsfreiheit für Versammlun-· 
gen unter freiem Himmel durch Gesetz oder auf Grund 
eines Gesetzes beschränkt werden. Nach Art. 98 Satz 1 
der Verfassung des Freistaates Bayem dürfen die durch 
die Verfassung gewährleisteten Grundrechte grundsätz­
lich nicht eingeschränkt werden; Einschränkungen durch 
Gesetz sind nach .Satz 2 dieser Bestimmung nur zulässig, 
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wenn die öffentlid1c Sicherheit, Sittlidikcit. Gesundheit 
und Wohlfahrt es zwingend erfordern. Die Frage, inwie­
weit die im Grundgesetz und in den Länderverfassungen 
g·ewäh rleisteten Grundrechte nebeneinander weiter gelten, 
ist in Art. 142 GG. geregelt. Danach bleiben ungeachtet 
der Vorschrift des Art. 31 GG. („Bundesrecht bricht Lan­
desrecht") Bestimmung·en der Landesverfassung auch in­
soweit in Kraft, als sie in Übereinstimmung mit den Art. 
1-18 GG. Grundrechte gewährleisten. Der Btinclesg·esetz­
gebcr wäre demnach - seine Zuständigkeit vorausgesetzt 
- fiir den Erlaß des vorliegenden Gesetzes lediglich an 
die Besti_mmung des .Art. 8 Abs. 2 GG. gebunden. Der 
bayerische Landesgesetzgeber hat darüber hinaus auch 
die weitergehende Sicherung des Grundrechtes· der Ver­
sammlungsff.eiheit in Art. 98 der Verfassung des Frei­
staates Bayern zu beachten (vgl. dazu: Bonner: ·Kommen­
iar zu Art. 142 GG., S. ?). Damit erhebt sich für ihn die 
Frage, ob die durch den Erlaß des vorlieg·enden Gesetzes 
erfolgende Einschrfü1kung des verfassungsmäßig gewähr­
leisteten Grundrechtes der Versammlungsfreiheit aus 
Gründen der öffentlichen Sicherheit, Sittlichkeit, Gesund, 
heit oder Wöhlfahrt zwingend erfordert wird. 

IV. Die Not wend i g k e i t d es Gesetzes 

Noch im Herbst 1948 g·laubte das Präsidium des Bayer. 
Landtages auf den ErlaH eines Gesetzes über die Be­
friedung des Landtagsg·ebäudes verzichten zu können, 
obwohl schon damals ein Einzelfall (Demonstration des 
Jugendringes vor dem Landtagsgebäude) die · Verhand­
lungen mit bewegt hat. Die Üizwisclien in FluR gekom­
inene und in steig·endem Maße zu beobachtende Radika­
lisierung des politischen Lebens gibt der ganzen Frage 
ein anderes und wesentlich ernstei·es Gesicht. Das Auf-
1Teten links- und rechtsradikaler Gruppen läflt nicht mir 
an die Mög·lichkeit von Umzügen im unmittelbaren Be­
reich des Landtagsgebäudes und Demonstrationen vor 
diesem denken, sondern zwingt dazu, solche Vorkomm­
nisse für die nähere Zukunft als möglich und wahrschein­
lich zu erwarten. Die Verhältnisse haben sich g·egeniiher 
dem Jahre 1948 erheblich geändert. 

Es wäre aber nicht zu vertreteü, abzuwarten, bis sich 
störende Zwischenfälle ereignen, und vielleicht erst dann, 
nach erheblichem Zeitverlust mid unt~r unangenehmem 
Zeitdruck nach geeigneter Abhilfe zu suchen. In Zeiten 
politischer Hochspaimung wie der .fetzigen muß vielmehr 
alles getan werden, mn auch nur vorübergehende Stö­
rungen der Arbeit der gesetzgebenden Körperschaft von 
vornherein zu unterbinden. Auf die Notwendig·K.eit, die 
verfassungsrechtlich zulässigen trnd praktisch notwendi­
g·en Maßnahmen zum Schutz der Parlamente rechtzeitig 
vorzukehren, scheint auch die Tatsache hinzuweisen, daß 
der. Bundesgesetzgeber mit dem El'laß des § 106 a StGB. 

i. cl. F. des Strafrechtsändenrngsgesetzes vom 30 . .August 
1951 (BGBl. I S. ?39) g·erade jetzt die Strafbestimm1mi 
g·eschaffen hat, die den Bestimmungen des vorliegender~ 
Gesetz6s den erforderlichen Schutz gewährt.· · 

Die Voraussetzungen des Art. 98 Satz 2 der Verfas­
sun:g· des Freistaates Bayern nn'issen demnach als geg·eben 
erachtet werden. Der Schutz und die Gewährleistung der 
ungestörten Fortsetzung der parlamentarisChen Arbeit, 
Gründe der öffentlichen Sicherheit also, erfordern zwin­
gend den ErlaH des vorliegenden Gesetzes. 

B. Zu cleu einzelnen Bestimnuu~gen cles Gesetzentwurfes 
ist folgendes zu bemerken:: 

ZuArt.1: 

Diese Bestimmung verl~ietet in ihrem Abs. t die Ver­
anstaltung von Versammlungen unter freiem Himmel 
und Umzügen inne1·halb des umfriedeten Bannkreises 
des Landtagsgebäudes. Für Versammlungen und Umzüge 
habe!} dabei die hergebrachten Begriffe zu gelten. Satz 2 
des Abs. 1 nennt mit Rücksicht auf Art.19 Abs.1,Satz 1 
GG. das dur~h das vorliegende Gesetz eingeschränkte' 
Grundrecht unter Ang·abe der einschlägigen Artikf?l del' 
Verfassung des Freistaates. Bayern und des Gruntlgeset­
zes. Abs. 2 des Art. f ermöglicht die Genehmigung vou 
A,us'nahmen von der Vorschrift des Abs. 1 durch das 
Staatsministerium des Innern in/ Einvernehmen mit dem 
Präsidenten des Landtages. Diese Möglichkeit muß fü.r 
besondere Fälle (z. B. Veranstaltung von Kundgehung·e1a 
durch den Landtag oder die Stcw.tsregierung) offe11. 
bieiben. 

ZuArt.2: 

Art. 2 überläßt die Bestimmung des befriedeten Bann­
kreises um das Tag·ungsgehäude dem Staatsministerium 
des Innern im Einvernehmen mit dem Präsidenten des 
Landtages. Diese Bestimmung ist notwendig, um im Fall 
einer vorübergehenden Verlegung vo111 Sitzung·en des 

<· ·Landtag·es, se,iner Ausschüsse an einen anderen Ort einen 
entsprechenden Bannkreis ohne besondere Gesetzes.ände~ 
rung schaffen zu können. Außerdem können auch pölizei­
taktische Erwägungen oder sonstige besondere Verhält­
nisse eine Abände1·ung _ der Abgrenzung no(wendig· 
machen. Mit Rücksicht auf d<1s dann allenfalls erforder­
liChe schnelle Handeln kann eine solche .i-'i.nderung nicht 
dem Gang der Gesetzgebung linterworfen werden. Die 
räumliche Begrenzung des Bannkreises durch Festlegung 
eines Halbmessers voü 2 km um den Tagungsort der ge­
setzgebenden Körperschaft im Gesetz ist notwendig; um· 
den Erfordernissen des Art. 98 Satz 2 der Verfassung des 
Freistaates Bayern Rechnung· zu tragen. 


